
1

Internationale Menschenrechtsorganisation
für das Recht sich zu ernähren

FIAN-MAGAZIN FÜR
DIE WIRTSCHAFTLICHEN,

SOZIALEN UND KULTURELLEN
MENSCHENRECHTE

NR. 1/06
erscheint vierteljährlichFOOD

Fi
rs

t

Thema Seite 4-7

Das Große Fressen und der Hunger
Agrobusiness weltweit

Außerdem in diesem Heft:

Kolumbien: Indigene besetzen Land
Ghana: Weltbank fördert Goldmine
Südafrika: Bewegung in der Landfrage
Aktuelle Eilaktionen zu Argentinien und Indien



2 3

Erscheinungsdatum: März 2006
Erscheinungsweise: vierteljährlich
Auflage: 2.800
Einzelpreis 4,50 € 
Bezugspreis im Mitgliedsbeitrag enthalten

Spendenkonto:
GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum
Konto 4000 4444 00
BLZ 430 609 67

Redaktion: Olivier Hoffmann, Armin Paasch,
Christine Schilha, Uschi Strauß
Layout: Georg Temme
Druck: Basisdruck GmbH, Springwall 4, 47051 Duisburg

Gedruckt auf 100 % Recyclingpapier „recymago“
Fotos: © FIAN oder siehe Bildunterschrift
Titelfoto: Aus der Ausstellung „Our Land… Our Life…
Our Future“, © TCOE

Diese Ausgabe wird gefördert von Misereor

IMPRESSUM
Herausgeber:
FIAN-Deutschland e. V.
Düppelstraße 9-11, 50679 Köln
Tel. 0221-7020072, Fax 0221-7020032
E-Mail: fian@fian.de, Internet: www.fian.de

FIAN-Österreich
Laudongasse 40, 1080 Wien
Tel. 01- 4055515, Fax 01- 4055519
E-Mail: fian-oe@oneworld.at, Internet: www.fian.at

Als Bauernsohn habe ich erfahren, was für eine mühselige aber auch befriedigende Arbeit es 
ist, zu säen, zu pflegen und zu ernten, Kälber zu versorgen und Kühe zu melken. Als Student 
der Agrarwirtschaft konnte ich bei einem Praxissemester die Lebenswelt der KleinbäuerInnen in 
Honduras kennen lernen. Viel Zeit verbrachte ich bei den ProduzentInnen in der Kaffeeanbau-
region. Viele Familien hatten im Rahmen der Agrarreform eigenes Land erkämpft, auf dem sie 
Mais und Bohnen sowie Kaffee kultivierten, oft in Mischkultur. Der Preisverfall für Kaffee hat 
die KleinbäuerInnen in Honduras hart getroffen. Die Familien bekommen nicht nur weniger für 
ihre eigene Ernte, es brechen auch die dringend benötigten Arbeitsmöglichkeiten auf anderen 
Plantagen weg.
Dass die Bauernfamilien so wenig bekommen, liegt zum Teil an der weltweiten Überproduktion, 
aber auch an der Macht des Agrobusiness. Verfolgt man den Weg des Kaffees bis in die Regale 
der Konsumenten, sieht man, wo die Gewinne bleiben: bei Zwischenhändlern, Verarbeitern und 
Discountern. Das Erlebte hat mir verdeutlicht, welchen Einfluss das Agrobusiness auf die Situa-
tion der BäuerInnen und LandarbeiterInnen im Süden hat. Als den schwächsten Gliedern in der 
Kette wird ihr Recht auf Nahrung missachtet. 
FIAN zeigt auf, wie das Handeln Transnationaler Konzerne im Agrobusiness in vielen Fällen zu 
Menschenrechtsverletzungen führt. Dies ist für mich Motivation, aktiv bei FIAN mitzuarbeiten. 
Staatliche und zwischenstaatliche Organisationen müssen die Einhaltung der Menschenrechte 
garantieren. Das vorliegende FoodFirst ist dem ganzen Themenfeld Agrobusiness gewidmet.

Rainer Kubach
Vorstandsmitglied von FIAN-Deutschland

Aktuell
Editorial 2
Kolumbien: Indigene besetzen Land 3

Thema
Agrobusiness global – Bauern sind 4-5
die Verlierer
Menschenrechtsverletzungen 6
in Brasilien
Lidl unter Druck 7

International
Europäisches Agrobusiness 8
im WTO-Poker
WTO-Ministerkonferenz 9
Ghana: Weltbank fördert Goldmine 10

Organisation
FIAN-Österreich 11
Südafrika: Bewegung in der Landfrage 12
FIAN wird 20! 13
Standpunkt 14
Land-Konferenz in Den Haag 14

Vermischtes
Neue Publikationen 15
Kurznachrichten 15
Ankündigungen 16

EditorialInhalt
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Die in diesem Heft abgedruckten Fotos sind Bestandteil der Ausstellung „Our Land…
Our Life… Our Future“. Die vom Trust for Community Outreach and Education (TCOE) initiierte 
Wanderausstellung zeigt Fotos der drei renommierten südafrikanischen Fotografen Paul Gren-
don, Fanie Jason und Siphiwe Sibeko. Sie dokumentieren eindrucksvoll das Leben der armen 
südafrikanischen Landbevölkerung und der Landlosen (Siehe auch Artikel S. 13). © TCOE
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zu übergeben. Doch bis heute wurden 
nur 9.047 Hektar Land an das Volk der 
Nasa (oder Páez) abgetreten. Mit der
Besetzung der Finca La Emperatriz for-
derten die Nasa die rasche Übergabe 
der restlichen 6.615 Hektar Land, die im
fruchtbaren, wärmeren Tiefland liegen.
Diese Gebiete sind für die Ernährungs-
sicherheit der Nasa von großer Bedeu-
tung, denn nur 12 Prozent ihres Gemein-
schaftslandes (resguardos) sind landwirt-
schaftlich nutzbar.
Trotz der unverhältnismäßig gewaltsa-
men Reaktion der Sicherheitskräfte be-
hielten die Nasa die Kontrolle über die
Situation. Ein verletzter Hauptmann wur-
de von den Indígenas medizinisch betreut 
und den Behörden übergeben. In einer
offiziellen Zeremonie verbrannten die 
Indígenas von der Guardia Indígena, 
beschlagnahmte Uniformen und militäri-
sches Material. Sie verdeutlichten damit 
einmal mehr ihre Haltung, keine bewaff-
neten Akteure – staatliche Sicherheits-
kräfte, Paramilitärs und Guerilla – auf ih-
rem Territorium zu dulden.
Um ein Abkommen zu erleichtern, wurde 
die Finca geräumt, und am 13. September 
2005 unterzeichneten Regierungsvertre-
ter und indigene Behörden im Beisein 
unabhängiger Beobachter ein Abkom-
men über die Übergabe der restlichen 
6.615 Hektar Land. Bleibt abzuwarten, 
ob es diesmal eingehalten wird.

Die Indígenas des Departement Cauca, Kolumbien, füh-
ren seit Jahrzehnten einen Kampf um die Rückgabe ihres
ursprünglichen Landes. Wiederholte Zusagen der Regie-
rung sind nicht eingehalten worden. Deshalb besetzten 
die Indígenas im vergangenen Jahr mehrere Landgüter. 
Die Regierung antwortet mit gewaltsamer Repression.
Der Konflikt droht zu eskalieren.

Im Morgengrauen des 2. September 2005 besetzten rund
1.000 Indígenas – Frauen, Kinder, Jugendliche und Männer –
in einer friedlichen Aktion das Landgut La Emperatriz im De-
partement Cauca. Unmittelbar nach der Besetzung unterbrei-
teten die indigenen Behörden einen Verhandlungsvorschlag. 
Trotzdem kam es in den folgenden Tagen zu massiven Militär- 
und Polizeieinsätzen mit zahlreichen Verletzten, Verhafteten, 
Drohungen und Verleumdungen gegen die indigenen Organi-
sationen.
Das 300 Hektar große Landgut La Emperatriz ist Teil von 
15.663 Hektar landwirtschaftlich nutzbaren Landes, welches 
den Indígenas vom Interamerikanischen Menschenrechtshof 
als Entschädigung für ein im Jahr 1991 verübtes Massaker 
zugesprochen worden war. Am 16. Dezember 1991 waren 
20 Indígenas – darunter auch Frauen und Kinder – in einer 
gemeinsamen Aktion von Sicherheitskräften, Drogenhänd-
lern und Paramilitärs auf dem Landgut El Nilo umgebracht 
worden. Die kolumbianische Regierung verpflichtete sich, 
als Teil der Wiedergutmachung den Indígenas zwischen 1992 
und 1994 die mehr als 15.000 Hektar Land zu übergeben.
Das Versprechen wurde indessen nie eingelöst. Forderungen 
und Aktionen der Indígenas, die die Einhaltung des Ab-
kommens einforderten, verhallten ungehört und erfolglos. 
Am 28. Juli 1998 erkannte der damalige Staatspräsident 
Samper öffentlich die staatliche Verantwortung für das Mas-
saker von El Nilo an und kündigte an, das versprochene Land 

Die Befreiung der Mutter Erde aus
Privatbesitz geht weiter...

Rund um den 12. Oktober, dem Tag der
Invasion Lateinamerikas durch die spani-
schen Konquistadoren, kam es in verschie-
denen Teilen Kolumbiens zu Protestmär-
schen der Indígenas und zu Landbesetzun-
gen. Allein im Departement Cauca besetz-
ten sie 15 Landgüter. Damit machten die 
indigenen Völker auf ihre Rechte auf Land, 
ihre Kultur und Autonomie aufmerksam 
und forderten die bewaffneten Akteure 
auf, ihr Territorium zu verlassen.
Das Beispiel der Auseinandersetzung um 
die Finca La Emperatriz wiederholte sich 
vielfach. Die Indígenas ließen sich auch 
durch Verhaftungen, Drohungen und Ver-
leumdungen nicht einschüchtern. Beson-
ders gewaltsam gingen die Sicherheits-
kräfte gegen die BesetzerInnen der Finca 
Japio vor. Dabei wurde der 16-jährige 
Belisario Camayo durch Schüsse getötet, 
weitere Personen wurden verletzt, fünf 
davon schwer.
Trotz der Erfolge der Indígenas im Kampf
um die Rückgabe ihres Landes sind die
Verhältnisse immer noch in einem skan-
dalösen Ungleichgewicht: 800 Großgrund-
besitzer verfügen über gleich viel Land 
wie 240.000 Indígenas. Dazu kommt, dass 
die Großgrundbesitzer über das landwirt-
schaftlich nutzbare verfügen, dieses aber 
meist gar nicht bebauen!

Der Autor ist Fachstellenleiter der Arbeitsgruppe 
Schweiz-Kolumbien.

Bruno Rütsche

Die Befreiung der Mutter Erde
Landkämpfe der Indígenas im Cauca, Kolumbien

© TCOE
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Die Konzentration im Agrobusiness hat in den vergangenen 
Jahren beängstigende Ausmaße angenommen. Sehr zum 
Schaden vieler KleinbäuerInnen im Süden wie im Norden. Der 
wachsenden Marktmacht weniger Transnationaler Konzerne 
(TNK) haben sie wenig entgegen zu setzen. Eine stärkere men-
schenrechtliche Kontrolle der Konzerne ist dringend geboten.

Dass der Bauernhof die KonsumentInnen direkt mit Nah-
rungsmitteln beliefert, ist in Industrie- und Dienstleistungs-
gesellschaften die idyllische Ausnahme. Zwischen Acker und 
Frühstückstisch liegen oft Zehntausende von Kilometern.
Die so genannte Nahrungskette (Agrifood Chain) umfasst grob 
gesagt vier Glieder: Produktion, Zwischenhandel, Weiterarbei-
tung und den Verkauf von Lebensmitteln. KleinbäuerInnen 
haben an dem Geschäft mit den Lebensmitteln einen ver-
gleichsweise geringen Anteil. Das Gros der Gewinne landet 
bei den Herstellern landwirtschaftlicher Inputs wie Saatgut, 
Dünger und Pestiziden, bei den Zwischenhändlern, der wei-
terverarbeitenden Lebensmittelindustrie und dem Einzelhan-
del, der die mit Marken versehenen Fertigprodukte an die 
KonsumentInnen verkauft.
In allen vier Bereichen hat in den vergangenen Jahrzehnten 
im Zuge der Liberalisierung eine atemberaubende Konzentra-
tion in den Händen weniger Transnationaler Konzernen (TNK) 
stattgefunden. „Transnationale Agrarkonzerne haben in den 
letzten Jahren in einer Art Großeinkauf im Süden eine hohe 
Anzahl lokaler Betriebe erworben“, stellte die Hilfsorgani-
sation Action Aid in ihrer Studie Power Hungry aus dem ver-
gangenen Jahr fest. Dabei haben Konzerne zum einen andere 
Unternehmen geschluckt, die im gleichen Bereich aktiv waren,
wie zum Beispiel eine Supermarktkette eine andere („horizon-
tale Konzentration“). Zugleich verlief die Konzentration aber 
auch „vertikal“, das heißt durch den Erwerb von Unterneh-
men aus einem anderen Glied der Nahrungskette.

Armin Paasch

Agrobusiness global
Bauern sind die Verlierer

Konzentration im Agrobusiness

Das Resultat ist, dass heute beispielswei-
se sechs TNK, nämlich BASF, Bayer, Dow, 
DuPont, Monsanto und Syngenta, 75 bis
80 Prozent des Pestizidmarktes kontrol-
lieren. Der Welthandel mit Bananen liegt
zu 50 Prozent in den Händen von Chi-
quita und Dole. Fünf Konzerne haben 
90 Prozent des Weltgetreidehandels un-
ter sich aufgeteilt. In den USA wird die 
Fleischverpackung zu 81 Prozent von vier 
Unternehmen abgewickelt, und in Mexiko 
kontrolliert die US-amerikanische Super-
marktkette Wal-Mart 40 Prozent des Ein-
zelhandels. Beunruhigt sind längst nicht 
mehr allein GlobalisierungskritikerInnen
und Nichtregierungsorganisationen (NRO).
Auch die Welternährungsorganisation 
FAO hat in einem Bericht von 2004 auf die 
Gefahren „der wachsenden Konzentration 
von Marktmacht in den Händen weniger 
transnationaler Konzerne“ für die Ernäh-
rungssicherung hingewiesen.
Kein Wunder, denn KleinbäuerInnen und
LandarbeiterInnen, die mehr als sieben
von zehn Hungernden weltweit ausma-
chen, sind oft die ersten Leidtragenden
dieser Konzentration und des Geschäfts-
gebarens vieler TNK. Sie sind die schwächs-
ten Glieder in der gesamten Wertschöp-
fungskette. Als Abnehmer von Saatgut 
und anderen landwirtschaftlichen Inputs 
zahlen KleinbäuerInnen – im Süden wie im

Norden – die Zeche, wenn unfaire Preis-
absprachen zwischen Kartellen oder die 
Schließung lokaler Unternehmen zu Preis-
steigerungen führen. Als Anbieter von 
landwirtschaftlichen Roherzeugnissen be-
finden sie sich zugleich im Würgegriff 
weniger Zwischenhändler, Molkereien und
Schlachthöfe, die immer geringere Erzeu-
gerpreise zahlen. Im honduranischen Volks-
mund werden Zwischenhändler wenig lie-
bevoll coyotes (Wölfe) genannt. Diese je-
doch vollstrecken zum Teil Entscheidun-
gen, die in Konzernzentralen in Europa 
oder in den USA getroffen wurden. So ge-
schehen beispielsweise, als die englische 
Supermarktkette Asda Wal-Mart 2002
versuchte, mit Billigpreisen für Bana-
nen ihre Konkurrenten aus dem Feld zu 
schlagen. Diese reagierten prompt und 
verlangten von ihren Lieferanten, die Ba-
nanen deutlich billiger anzubieten als 
zuvor. Opfer waren die Bananenprodu-
zentInnen und PlantagenarbeiterInnen
in Costa Rica, die nicht mehr den ge-
setzlich garantierten Mindestpreis bzw. 
den Mindestlohn erhielten. Ähnliche Ef-
fekte hat die Niedrigpreispolitik deut-
scher Discounter wie Lidl. Während Lidl
europäische Kunden mit Billigbananen
lockt, werden auf ekuadorianischen Ba-
nanenplantagen grundlegende soziale 
und politische Menschenrechte mit Fü-
ßen getreten. Geiz ist eben nicht für alle 
geil.

© TCOE
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Zum gleichen 
Thema liegt 
eine umfang-
reiche Doku-
mentation des 
Autors vor:
„Der Handel 
mit dem Hun-
ger“; Agrar-

handel und das Menschenrecht auf 
Nahrung; als Download unter
www.fian.de→Themen/Kampagnen→ 
Wto/Handel; die Druckversion ist in 
der FIAN-Geschäftsstelle zu bestellen.

Agrobusiness global
Bauern sind die Verlierer

werden. Ein wichtiger Grundgedanke vie-
ler Initiativen ist, dass TNK nicht nur für 
ihr unmittelbares eigenes Handeln verant-
wortlich sind, sondern auch für die Prak-
tiken ihrer Zulieferbetriebe, deren „kos-
tengünstige“ Produktionsmethoden sie
schließlich durch Dumpingpreise geradezu 
heraufbeschwören.
Auf Druck von VerbraucherInnen haben 
viele TNK inzwischen eine Verantwortung 
für soziale und ökologische Belange im 
Prinzip anerkannt. Die meisten setzen da-
bei allerdings auf private freiwillige Verhal-
tenskodizes. Externe Kontrolle scheuen sie 
gewöhnlich wie der Teufel das Weihwasser. 
Imagepflege erscheint oft wichtiger als 
Menschen und Umwelt selbst.
Dass Unternehmen nach eigenem Gutdün-
ken entscheiden, welche Menschenrechte 
sie wann und bis zu welchem Grade beach-
ten, ist aber nicht hinzunehmen. Menschen-
rechte sind verbindlich, sie gelten immer 
und überall. Die Kontrolle darüber obliegt 
nicht den Unternehmen selbst, sondern in 
erster Linie den Staaten. Diese sind völker-
rechtlich verpflichtet, die Menschen vor 
Verletzungen ihrer Rechte durch Dritte zu 
schützen, also auch durch TNK. Das gilt für 
die Regierungen von Entwicklungsländern, 
aber auch von reichen Industrieländern. 
Letztere stehen in der besonderen Pflicht, 
TNK unter ihrer Rechtssprechung an Verlet-
zungen des Menschenrechts auf Nahrung in 
anderen Ländern zu hindern. Dies hat Jean 

Hinzu kommt, dass TNK einen erheblichen Einfluss auf die 
Handelspolitik von Staaten und die Ausgestaltung internatio-
naler Handelsregeln nehmen. Besonders frappierend zeigte 
sich dieser Einfluss beim Zustandekommen des Agrarabkom-
mens der Welthandelsorganisation (WTO), das 1995 in Kraft 
trat. Der von der US-Regierung vorgelegte Entwurf zu diesem 
Abkommen stammte unmittelbar aus der Feder von Daniel 
Amstutz, dem ehemaligen Vize-Präsidenten des US-ameri-
kanischen Getreidemultis Cargill. Ähnlich erfolgreich haben 
auch europäische Multis wie Nestlé und Unilever seit vielen 
Jahren bei der EU-Kommission Klinken geputzt. Mit ihren
Anliegen in den WTO-Agrarverhandlungen – Marktöffnung im 
Süden und ein möglichst spätes Ende der Exportsubventionen –
haben sie bei der EU stets mehr Gehör gefunden als kritische 
NRO. Die Folgen waren oft gravierende Verletzungen des Men-
schenrechts auf Nahrung.

Menschenrechtliche Kontrolle nötig

Immer häufiger haben NRO und Bewegungen in den letzten 
Jahren die Marktmacht von TNK und deren Missbrauch öf-
fentlich problematisiert. So hat etwa Attac in Deutschland 
das Dumping von Einzelhandelsketten wie Lidl gegenüber 
BäuerInnen wie auch dem eigenen Personal zum Thema einer 
Kampagne gemacht. In Großbritannien fordert ein breites 
NRO-Bündnis, die Corporate Responsability (CORE) Coalition, 
strengere gesetzliche Regelungen für die Aktivitäten britischer 
Unternehmen auch im Ausland. So fordert zum Beispiel Action 
Aid das Einschreiten von Wettbewerbsbehörden, wenn TNK mit-
hilfe ihrer Marktmacht die Erzeugerpreise von LandwirtInnen 
in den Keller treiben. Die Spielräume von Entwicklungsländern, 
ausländische Investoren stärker auf Kriterien der nachhaltigen 
Entwicklung zu verpflichten, dürfe zudem nicht eingeschränkt 

Ziegler, der UN-Sonderberichterstatter zum 
Recht auf Nahrung, in seinem letztjährigen 
Bericht an die Menschenrechtskommission 
klar betont. Von den reichen Ländern for-
dert er unter anderem Gesetze, damit TNK 
für Verletzungen des Rechts auf Nahrung im 
Ausland auch in ihren „Mutterländern“ zur 
Verantwortung gezogen werden können.
Klar ist: Mit Gesetzesinitiativen von einzel-
nen Nationalregierungen alleine wird man
der wachsenden Marktmacht von TNK kaum
Herr werden können. Wo auch immer eine
Regierung es mit Menschenrechten und Um-
weltschutz zu genau nimmt, drohen Kon-
zerne mit der Auslagerung ihrer Produk-
tion. Umso dringlicher wird es, globale 
Mindeststandards überall verbindlich zu 
verankern. Das umfassendste Set solcher 
Standards bieten derzeit die UN-Normen 
für TNK, die 2003 von einer Sub-Kommis-
sion der UN-Menschenrechtskommission 
verabschiedet wurden. Die darin enthal-
tenen Menschen-, Arbeits-, Verbraucher-
rechte und Umweltschutzbestimmungen 
sind nicht neu. Die UN-Normen fassen 
sie aber in einem Katalog zusammen und 
könnten die Kontrolle von TNK dadurch 
maßgeblich erleichtern. Kein Wunder, 
dass sich viele Konzerne und Regierungen 
dagegen heftig sträuben. Die Normen wer-
den von der UNO stiefmütterlich behan-
delt, ihr rechtlicher Status ist immer noch 
ungeklärt. FIAN und andere Organisatio-
nen setzen sich dafür ein, dass die Nor-
men verbindlich und einklagbar werden.

Der Autor ist Agrarreferent von FIAN-Deutschland.

© TCOE
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Seit den 60er Jahren ist der Sojaanbau in Südamerika auf über 40 Mil-
lionen Hektar sprunghaft angewachsen. Die Regierungen begründen 
ihre exportorientierte Agrarpolitik zwar mit ihrer Auslandsverschuldung 
und dem Zwang, Devisen zu erwirtschaften. Jedoch setzen einflussrei-
che Großproduzenten die Subventionierung industrieller Agrarproduk-
tion auf Kosten der kleinbäuerlichen Landwirtschaft durch.

In Brasilien erhält eine Minderheit aus Großgrundbesitzern und Agrar-
industrie 80 Prozent der Fördermittel, während die Kleinbauernfamilien 
nur 20 Prozent abbekommen, obwohl sie fast die Hälfte der Grundnah-
rungsmittel für den nationalen Markt produzieren. Soja wird wegen des 
hohen Mechanisierungsgrades und Kapitalbedarfs vorwiegend von Groß-
betrieben (> 1.000 Hektar) angebaut, wobei nur wenige qualifizierte Ar-
beitsplätze entstehen. Dies verstärkt die Landkonzentration und stimuliert 
die Landflucht von KleinbäuerInnen. 
Brasiliens kirchliche Landpastoral CPT und die internationale Arbeitsorga-
nisation ILO entdeckten Fälle von Sklavenarbeit bei den Rodungsarbeiten 
für neue Plantagen, zum Beispiel bei Zulieferern des brasilianischen Ama-
ggi-Konzerns. Im Kontrast zur boomenden Exportproduktion stagniert 
beziehungsweise sinkt sogar die Produktion von Grundnahrungsmitteln in 
Brasilien und Argentinien. Nicht weniger gravierend sind die Folgen für die 
Umwelt. In Brasilien werden etwa 2,5 Millionen Hektar pro Jahr abgeholzt 
(ein Sechstel der weltweiten Waldzerstörung). Die Pestizide, die auf Soja- 
und anderen Großplantagen gespritzt werden, vergiften Menschen, Tiere, 
Böden und Gewässer.

Wachsen oder Weichen

Die eiweiß- und ölreiche gelbe Bohne ist vor allem in Industrieländern 
in der Massentierhaltung beliebt – fast 15 Millionen Tonnen Sojabohnen
importierte Europa 2005, davon fast vier Millionen allein Deutschland.
Dahinter verbirgt sich ein Strukturwandel in der Landwirtschaft auch
im Norden: in den letzten Jahrzehnten hat in Deutschland und Europa
ein dramatisches Höfesterben eingesetzt, während wenige Großbetrie-
be immer intensiver produzieren. In spezialisierten Mastbetrieben mit
Tausenden von Legehennen, Puten oder Schweinen ist Soja ein ver-
meintlich ideales nahrhaftes Kraftfutter. Nur wer auf geringstem Raum 
in kürzester Zeit größte Fleisch-, Eier- oder Milchmengen produziert, 
überlebt den großen Preisdruck von Lebensmittelindustrie und Handel. 
Viele VerbraucherInnen fördern diesen Trend durch ihre Nachfrage im-
mer billigerer Nahrungsmittel, ohne auf artgerechte Tierhaltung und die
Auswirkungen der Produktion auf die Umwelt zu achten.

Entwicklung für wen?

Deutsche und internationale Banken haben wiederholt dem brasiliani-
schen Amaggi-Konzern Millionenkredite für den Sojaanbau zur Verfügung 
gestellt. Misereor hat in einer Studie aufgedeckt, wie die internationale 
Finanzierung des Sojaanbaus in Südamerika zur Zerstörung von Ökosys-
temen und dem Verlust kleinbäuerlicher und indigener Lebensräume bei-
trägt. Im Herbst 2005 schrieb Misereor gemeinsam mit FIAN und Urgewald 
an die Weltbank-Tochter International Finance Corporation (IFC), die West-
deutsche Landesbank und die Deutsche Investitions- und Entwicklungs-

gesellschaft (DEG), dass sie eine klare Mitverantwortung für die Verbreitung 
eines nicht-nachhaltigen Modells agroindustrieller Produktion haben, wel-
ches Menschenrechte verletzt und die Umwelt zerstört. Die DEG antwortete 
mit einem Gesprächsangebot und stellt ohnehin zurzeit keine Kredite mehr 
für den Sojaanbau zur Verfügung. Dagegen verlassen sich IFC und WestLB 
auf Amaggis internes Monitoringsystem und setzen die Kooperation fort – 
obwohl im Bundesland Mato Grosso, dem Sitz des Unternehmens Amaggi, 
die höchsten Entwaldungsraten Brasiliens und am zweitmeisten Sklaven 
auf Großfarmen registriert werden, während die Arbeits- und Umwelt-
behörden personell und finanziell völlig unterausgestattet sind.
Diese Kreditvergabepraxis ohne unabhängige Kontrollen gefährdet die 
Einhaltung des Rechts auf Nahrung und anderer der Menschenrechte. Aus 
menschenrechtlicher Sicht ist zu fordern, dass Banken – insbesondere 
solche in öffentlicher Hand – keine weiteren Kredite für den Sojaanbau 
bereitstellen. Die Bundesregierung sollte mit ihrer Entwicklungszusam-
menarbeit stattdessen nachhaltige kleinbäuerliche Produktion sowie in 
Deutschland eine standortgerechte Landwirtschaft mit einheimischen 
Futtermitteln fördern. VerbraucherInnen können Produkte aus möglichst 
einheimischer, ökologischer Produktion konsumieren.

Die Autorin ist Menschenrechtsreferentin bei MISEREOR.

Ulrike Bickel

Sojaanbau und Menschenrechtsverletzungen
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Ver.di und attac: Gegenkampagnen mit 
ersten Erfolgen 

Derzeit steht Lidl im Kreuzfeuer der Kritik 
der alten sozialen Bewegung Gewerk-
schaft und der neuen sozialen Bewegung 
der Globalisierungskritiker. Während 
ver.di die Arbeitsbedingungen bei Lidl 
skandalisiert und Betriebsräte durchset-
zen will, fordert Attac faire Preise, eine 
transparente Beschaffungspolitik und die 
Achtung sozialer Rechte weltweit. 
Das Zusammenwirken beider Kampagnen 
trägt das Thema an eine breite Öffent-
lichkeit heran – und der Konzern Lidl 
wird sichtbar nervös. Für ihn gilt es nun, 
einen Imageschaden zu verhindern.
So trat Lidl im Sommer 2005 mit der 
Kampagne 1.000 Superazubis an die 
Öffentlichkeit. Im Dezember 2005 bot 
Lidl Kaffee mit dem Fair-Trade-Siegel 
als Aktionsware an, und im Januar 
2006 startet Lidl seine neue Biomarke 
„Bioness“. Auch soll zukünftig nur noch 
qualitätsgeprüftes Obst und Gemüse 
verkauft werden. Statt angesichts der 
Kritik zu schweigen, sucht der Geheim-
niskrämer Lidl nun nach 33 Jahren 
erstmals den Dialog. Ein Pressesprecher 
wurde ernannt und VertreterInnen des 
Managements trafen sich mit AktivistIn-
nen von Attac, Banafair und der Arbeits-
gemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL).

Lidl hat zu Recht den Ruf des Trendsetters der rücksichts-
losen Discount-Politik. Dies zeigt sich vor allem bei der 
Verhinderung von Betriebsräten: Der Konzern des Dieter 
Schwarz fährt eine Reihe von Tricks auf, um „gewerkschafts-
freie Zonen“ durchzusetzen. Können aktive Betriebsräte 
nicht durch legale Strategien wie zum Beispiel Outsourcing 
verhindert werden, so greift Lidl auch zu rechtswidrigen 
Entlassungen wie in München, oder zur Schließung von 
Filialen – so geschehen in Calw im September 2005. Be-
triebsräte sind für Lidl schlicht eine Kostenfrage, denn sie 
könnten die ordnungsgemäße Bezahlung von Überstunden 
durchsetzen oder gar Lohnverhandlungen führen. Das passt 
nicht in die Hauptsache-billig-Strategie des Schwarz-Impe-
riums.

Tod durch Überarbeitung

In China starb eine Näherin, weil sie über 24 Stunden am Stück 
arbeiten musste – so hatte es der Chef gewollt, um recht-
zeitig liefern zu können. Der Wettbewerb um die niedrigsten 
Preise, der von den Discountern angeheizt wird, wirkt sich 
auch unmittelbar auf die Arbeitsbedingungen im globalen 
Süden aus. Einzelhandelskonzerne machen immer engere 
zeitliche Vorgaben und drücken die Preise – ob für Bananen 
aus Costa Rica oder T-Shirts aus Bangladesh. Zulieferern 
droht die Auslistung, wenn sie die Vorgaben nicht akzeptie-
ren. Dabei ist ihre Verhandlungsmacht gegenüber den Einzel-
handelsriesen zunehmend schwächer, was auch auf die starke 
Konzentration im Einzelhandel zurückzuführen ist.

Die Politik ebnet der Expansion den Weg

Derzeit ebnet die neue EU-Dienstleistungsrichtlinie auf 
europäischer Ebene und das Dienstleistungsabkommen 
(GATS) der Welthandelsorganisation (WTO) auf weltweiter 
Ebene der Expansion der Einzelhandelskonzerne den Weg. 
Mit der Abrissbirne sollen Regulierungen – auch wenn sie 
dem Schutz des kleinteiligen Einzelhandels oder der Land-
wirtschaft dienen – beseitigt werden, um die grenzenlose 
Expansion zu ermöglichen. Während Lidl vornehmlich in 
die europäischen Länder expandiert, geht Metro weltweit 
auf Eroberungsfeldzug: China und Indien sind die neuen 
Zukunftsmärkte.
Die Expansion der Global Player treibt den Konzentrations-
prozess der Einzelhandelskonzerne rund um den Globus an. 
Dadurch steigt die Verhandlungsmacht von WalMart, Metro 
und Co gegenüber den ProduzentInnen. Aber auch eine klein-
teilige Einzelhandelsstruktur wird zerstört, die wohnortnah 
und beschäftigungsintensiv ist und einen Absatzmarkt für 
Mikrounternehmen und KleinbäuerInnen bietet. Diese können 
weder die großen Mengen produzieren noch die vorgegebe-
nen Standards zum Beispiel bei Verpackung und Produktion 
einhalten. 

Sarah Bormann und Christina Deckwirth

Lidl unter Druck

Diese jüngste Entwicklung belegt die 
Wirksamkeit der Proteste. Allerdings se-
hen die Reaktionen des Konzerns verdäch-
tig nach Schönheitsoperationen aus. Bio-
produkte zu Dumpingpreisen sind noch 
lange keine angemessene Antwort auf die 
Kritik am Konzern. Zudem ruft die zwei-
spurige Strategie des Konzerns Skepsis 
hervor: Während er auf den Druck der Kon-
sumentInnen mit dem Versprechen einer 
Qualitätssteigerung reagiert, stellt er sich 
gegenüber ver.di bislang stumm. Solange 
keine spürbare Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen bei Lidl und in den globalen Be-
schaffungsketten zu verzeichnen ist, gilt es 
Lidl weiterhin an den Pranger zu stellen. 

Sarah Bormann und Christina Deckwirth sind bei WEED/
Attac. Gemeinsam mit Saskia Teepe sind sie Autorinnen 
der Publikation „Grenzenlos billig? Globalisierung und 
Discountierung im Einzelhandel”, WEED/Verdi 2005.

Anzeige
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rie mit dieser Forderung auf offene Ohren. 
Sie wird als ihr „größter Verbündeter“ in 
den höchsten Tönen gelobt. Umgekehrt 
wird die Generaldirektion Handel nicht 
müde, Informationen einzuholen und den 
Lebensmittelexporteuren den „besten Ser-
vice“ zu bieten.
Wer das Nachsehen in diesem Verhand-
lungspoker hat, ist heute schon abzu-
sehen: Kleinbauern im Süden, die ange-
sichts der Flut von Billigimporten weiter 
ins Abseits gedrängt werden. Und die im 
Aufbau befindliche verarbeitende Indus-
trie, die den subventionierten Produkten 
aus der EU schutzlos ausgeliefert ist. 
Doch auch die bäuerliche Landwirtschaft 
in Europa ist in ihrer Existenz gefährdet, 
wenn die Weltmarktausrichtung der Euro-
päischen Agrarpolitik verstärkt durch die 
WTO weiter vorangetrieben wird.
Angesichts der negativen Auswirkungen 
dieser Konzern-Agenda ist es wichtig, die 
Rolle des Agrobusiness in den WTO-Agrar-
verhandlungen stärker in den Mittelpunkt 
der politischen Debatte zu rücken. Es gilt, 
die Macht und den Einfluss der großen Le-
bensmittelkonzerne in politischen Entschei-
dungsprozessen zu beschränken und die 
Klientelpolitik seitens der politischen Ent-
scheidungsträger öffentlich zu machen.
Marita Wiggerthale ist Autorin der Studie „Agro-
business Macht Handelspolitik. Die Interessen der 
Lebensmittelbranche bei den laufenden WTO-Agrar-
verhandlungen“, herausgegeben von der AbL und 
WEED. Bezug bei WEED: weed@weed.online.org

Wenn es mit der WTO nicht vorangeht, ist häufig die 
Landwirtschaft „schuld“. Insbesondere die EU wird immer 
wieder von agrarexportierenden Ländern in Nord und Süd 
kritisiert. Aber wessen Interessen vertritt die EU-Kommis-
sion überhaupt? In der Öffentlichkeit besteht häufig der 
Eindruck, dass sie in erster Linie Europas Bauern vertei-
digt. Doch die Ernährungsindustrie hat ihre Finger gehörig 
mit im Spiel. Mit einem Umsatz von rund 800 Milliarden 
Euro und vier Millionen Beschäftigten ist die Getränke- 
und Ernährungsindustrie der größte verarbeitende Sektor 
in der EU vor der Automobil- und Chemieindustrie.

Das oberste Ziel der Ernährungsindustrie und der EU-Kommission 
ist die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit. 
Es ist eingebettet in die umfassende „Lissabon-Agenda“ (2000), 
mit der die EU bis 2010 zur „wettbewerbfähigsten Wirtschaft der 
Welt“ aufsteigen will. Eine „aggressive Exportstrategie“ – heißt 
es dort wörtlich – sowie „Freihandel und Marktöffnung“ sollen 
es möglich machen. Für den Bereich der Landwirtschaft heißt 
das vor allem: Preise runter auf Weltmarktniveau, um die Ernäh-
rungsindustrie mit billigen Rohstoffen zu versorgen.
Außenschutz der EU: Aus Sicht der Ernährungsindustrie gilt 
es sicherzustellen, dass die eigene Wettbewerbsfähigkeit nicht 
durch konkurrenzfähige Produkte aus dem Ausland gefährdet 
wird. Kein Zufall also, dass die Kommission eine geringere 
Zollsenkung besonders für so genannte sensible Produkte wie 
Zucker, Butter und Geflügel fordert. So sieht eben eine „Fünf 
Sterne Behandlung“ für die Ernährungsindustrie, vertreten 
durch den CIAA, aus.
Exportwettbewerb: Der Nachteil relativ hoher Preise europäi-
scher Produkte wurde bislang durch Exportsubventionen aus-
geglichen. Da die internen Preise noch nicht den Weltmarkt-
preisen angeglichen sind, fordert die Ernährungsindustrie 
eine möglichst lange Beibehaltung der Exportsubventionen. 
Gleichzeitig will sie einer Abschaffung der Exportsubventionen 
nur dann zustimmen, wenn unfaire Exportförderungsmaßnah-
men ihrer Konkurrenten – unter anderem Nahrungsmittelhilfe 
und Exportkredite der USA – durch striktere Regeln begrenzt 
werden. Insbesondere Coceral, der europäische Dachverband
der Getreidehändler, steht hier an vorderster Front. Immer-
hin entfällt zum Beispiel bei der Nahrungsmittelhilfe des 
Welternährungsprogramms ein Anteil von 86 Prozent auf 
(vorwiegend US-amerikanisches) Getreide.
Öffnung ausländischer Märkte: Auch hier bedient die Kommis-
sion die Interessen der Ernährungsindustrie. Neue Märkte sollen 
erschlossen werden, insbesondere in den Schwellenländern 
(unter anderem Indien und China). Dem entsprechend lautet die 
EU-Position: alle Zölle ohne Ausnahme senken und Ausnahmen 
begrenzen. Denn jegliche Ausnahme schmälert das erwartete 
Liberalisierungsergebnis. Für die Liberalisierung der Märkte set-
zen sich alle Verbände und Lebensmittelunternehmen ein, die 
einen mehr (CIAA, Coceral, CAOBISCO, Eurocommerce, Freshfel, 
Global Player wie Nestlé und Unilever, CELCAA), die anderen 
weniger (Copa, EDA, Eucolait, Avec, UECBV). Bei der General-
direktion Handel (EU-Kommission) stößt die Ernährungsindust-

Europäisches Agrobusiness im WTO-Poker

Marita Wiggerthale

Anzeige
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Entwicklungspaket oder Mogelpackung?

Als besonders entwicklungsfreundlich verkauf-
ten die Industrieländer zudem den beschlosse-
nen zoll- und quotenfreien Marktzugang für Ex-
portgüter (für 97 Prozent der Zolllinien) aus den 
ärmsten Entwicklungsländern (LDCs), die Ge-
währung handelsbezogener Entwicklungshilfe 
(Aid for Trade) und die Abschaffung der Ex-
portsubventionen auf Baumwolle bis Ende 2006.
Das Institute for Agriculture and Trade Policy 
(IATP) wertet diese Beschlüsse dagegen als 
„Schlag ins Gesicht“ der Entwicklungsländer, 
da sie über den Status quo kaum hinausgehen. 
Die US-Exportsubventionen auf Baumwolle zum 
Beispiel waren durch einen Schiedsspruch der 
WTO ohnehin schon für illegal erklärt worden; 
nun soll die Umsetzung des Urteils ein großes 
Zugeständnis sein. Den freien Marktzugang hat-
te die EU den LDCs ohnehin schon seit 2001 für 
alle Produkte außer Reis, Bananen und Zucker 
gewährt. Auch in den USA gilt er bereits für 94 
Prozent der Zolllinien. Der nun beschlossene 
Zugang für 97 Prozent der Zolllinien belässt den
USA und Japan immer noch genügend Spiel-
raum, sich gegen die wichtigsten Importpro-
dukte der LDCs abzuschirmen.
Weitgehend ungelöst bleibt dagegen die Frage 
nach den Schutzmöglichkeiten der Entwicklungs-
länder gegen Billigimporte von Grundnahrungs-
mitteln und anderen Produkten, die für das wirt-
schaftliche Überleben und das Menschenrecht 
auf Nahrung von Millionen KleinbäuerInnen von 
zentraler Bedeutung sind. Die Ministererklärung 

Die Ministerkonferenz der Welthandelsorga-
nisation (WTO) in Hongkong im vergangenen 
Dezember hat die Verhandlungen wieder 
auf die Schiene gebracht. Einziges greifba-
res Ergebnis für die Landwirtschaft ist das 
Auslaufen der Exportsubventionen bis 2013. 
Andere entscheidende Fragen – Zollsenkung, 
interne Stützungen und Schutzinstrumente 
zur Ernährungssicherung – wurden vertagt. 
Für die Bundesregierung hat Wirtschaftsmi-
nister Michael Glos angekündigt, fortan „die 
Marktöffnungsinteressen unserer Industrie 
mit allem Nachdruck“ zu vertreten.

Nach jahrelangem Widerstand willigte die EU in 
Hongkong ein, die Exportsubventionen bis Ende 
2013 endgültig auslaufen zu lassen. Wenngleich 
im Prinzip zu begrüßen, ist diese Entscheidung 
keineswegs ein großer Wurf, hatten die Ent-
wicklungsländer doch eine Beendigung bis 2010 
verlangt. Vor allem aber machen die Exportsub-
ventionen inzwischen nur noch 3,6 Prozent der 
Agrarbeihilfen der EU aus. Über die so genannten 
handelsverzerrenden internen Stützungen hin-
gegen wurde in Hongkong nicht entschieden.
Nach ihrem aktuellen Angebot könnte die EU diese –
nach Berechnungen von Oxfam – theoretisch so-
gar von 69 auf 84,7 Milliarden Euro ausweiten. 
Strengere ökologische und soziale Kriterien dafür 
stehen bei der WTO aktuell nicht zur Debatte. 
Mithilfe interner Preissenkungen wird die EU auch 
weiterhin die internationale Konkurrenzfähigkeit 
ihrer Agrarexporte sicherstellen. Exportsubventio-
nen wird sie zum Dumping nicht brauchen.

enthält zwar einige positive Formulierungen
zu den Schutzinstrumenten für Entwicklungs-
länder – so sollen die Entwicklungsländer die 
Auswahl von Speziellen Produkten (SP), die für 
die Ernährungssicherheit und ländliche Einkom-
men besonders wichtig sind, selber treffen kön-
nen. Wie viele Produkte als SP definiert wer-den 
können und wie die Ausnahmebestimmungen 
konkret aussehen sollen, bleibt aber unklar. Die 
USA bestehen darauf, dass auch für SP Zollsen-
kungen vorgeschrieben werden, wenn auch in 
geringerem Maße als für andere Produkte.

Glos vertritt deutsche Exportinteressen

Im Landwirtschaftsbereich haben weder die EU 
noch die USA wirklich Federn gelassen. Umso 
skandalöser ist es daher, dass für nicht-land-
wirtschaftliche Produkte eine Zollsenkungs-
formel beschlossen wurde, die in Entwicklungs-
ländern zu Pleiten und Massenentlassungen in 
der Industrie, Fischerei und Forstwirtschaft füh-
ren könnte. Auch für Dienstleistungen ist ein Ver-
handlungsmodus beschlossen worden, der den
Liberalisierungsdruck auf Entwicklungsländer 
stark erhöht. Vieles hängt noch von der konkre-
ten Ausgestaltung ab. Das Pochen von Michael 
Glos auf die Interessen der eigenen Industrie 
lässt für den weiteren Verhandlungsverlauf 
nichts Gutes erahnen. Die EU hat ein paar Bro-
samen hingestreut, um sich im nächsten Jahr 
den großen Kuchen zu sichern. Ob sie damit 
durchkommt, ist derweil aufgrund des äußerst 
engen Zeitrahmens fraglich. Dass bis Ende 2006 
wie geplant alle Abkommen unter Dach und 
Fach sind, bezweifeln nämlich die meisten Ex-
perten. Ob diese Frist verlängert werden kann, 
steht zudem in den Sternen. Dazu müsste der 
US-amerikanische Kongress die Verhandlungs-
vollmacht der Regierung (Trade Promotion Au-
thority) verlängern, was politisch wohl schwer 
durchzusetzen sein wird. 

Der Autor ist Agrarreferent bei FIAN-Deutschland.

WTO-Ministerkonferenz:
Brosamen sollen den großen Kuchen sichern

Armin Paasch
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FIAN bedankt sich 
bei allen Engagier-
ten, die sich an der 
Postkartenaktion 
beteiligt haben und 
die Position der 
deutschen Regierung 
positiv beeinflusst 
haben.

aufzubauen. Berichte der Betroffenen und 
von FIAN sowie die Expertenbegutachtung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung durch 
eine amerikanische NRO führten dazu, dass 
im Dezember zwei Abteilungsleiter der IFC 
nach Ghana reisten, um sich mit dem Un-
ternehmen Newmont und den Betroffenen 
zu treffen. Ebenfalls im Dezember wurde 
eine von der IFC in Auftrag gegebene un-
abhängige Überprüfung der Umsiedlungen 
durchgeführt. Wie wenige Tage vor der 
Sitzung des Exekutivdirektoriums bekannt 
wurde, fiel diese Überprüfung für das Un-
ternehmen nicht sehr positiv aus. 

Newmont macht Zugeständnisse

Der Bericht besagt, dass eine Reihe von 
Aktivitäten notwendig sind, damit das Pro-
jekt mit den Weltbankrichtlinien überein-
stimmt. Unter anderem empfiehlt der Be-
richt die Erarbeitung eines Aktionsplans, 
zu dem u. a. eine Landbank gehören soll. 
Am 24. Januar veröffentlichte Newmont 
eine Stellungnahme, in der das Unterneh-
men sich erstmals zu der Verantwortung 
bekannte, dass die Kleinbauern Zugang 
zu Land erhalten. So plant das Unter-
nehmen, von den Chiefs Land zu leasen, 
welches dann den Bauern zur Verfügung 
gestellt wird. Obwohl dies ein bedeutendes 
Zugeständnis war, wandten sich die NROs 
erneut an die Exekutivdirektoren, mit der 
Aufforderung, dem Projekt erst nach Vorla-
ge des Aktionsplans zuzustimmen. Erst die 
konkrete Ausgestaltung des Aktionsplans 
wird zeigen, ob damit der Zugang zu Land 
und die Existenzgrundlage der Betroffenen 
sicher gestellt werden kann. 

Am 31. Januar hat das Exekutivdirektorium der Interna-
tional Finance Corporation (IFC) einen Kredit in Höhe von 
125 Millionen Dollar für die Goldmine Ahafo in Ghana be-
willigt. Der deutsche Exekutivdirektor stimmte als einziger 
gegen den Kredit, drei der 24 Direktoren enthielten sich 
der Stimme. Damit ist die Mine des US-amerikanischen 
Unternehmens Newmont zu einer der umstrittensten Fi-
nanzierungen der Weltbanktochter geworden – und es ist 
weiter alles offen.

Im November 2005 hatte FIAN zu einer Postkartenaktion an
Entwicklungsministerin Wieczorek-Zeul aufgerufen, nachdem ein
Besuch vor Ort im September gezeigt hatte, dass die Rechte auf 
Nahrung und Wasser der von der Mine Betroffenen verletzt wer-
den. 9.500 Menschen haben durch die erste Bauphase ihren Zu-

gang zu Land verloren, etwa die Hälfte dieser Menschen wurden 
von Mitte bis Ende 2005 von ihren kleinen Farmen in zwei Rei-
henhaussiedlungen zwangsumgesiedelt. Entschädigung haben 
sie – in Einklang mit ghanaischem Recht – nur für Feldfrüchte 
und Häuser erhalten, nicht jedoch für das verlorene Land. Dies 
widerspricht der Weltbankrichtlinie zu Zwangsumsiedlungen, da 
diese festlegt, dass die Betroffenen nach der Umsiedlung nicht 
schlechter gestellt sein dürfen. Für die Menschen von Ahafo, die 
zu 95 Prozent Kleinbauern sind, ist der rechtlich abgesicherte 
Zugang zu Land eine überlebenswichtige Voraussetzung. 

IFC unter Zugzwang

In den wenigen Monaten zwischen dem Besuch vor Ort und der 
Entscheidung des Exekutivdirektoriums ist es FIAN gelungen, 
eine gute Vernetzung zwischen der lokalen Bevölkerung, den 
ghanaischen Organisationen WACAM und FIAN-Ghana sowie Or-
ganisationen in den USA, Deutschland, Österreich und Brasilien 

Ab jetzt hinter verschlossenen Türen

Am 31. Januar 2006 stimmte die Mehrheit 
der Exekutivdirektoren dem Projekt zu, ob-
wohl dieses nicht den Bestimmungen der 
Richtlinie zu Umsiedlungen entspricht.
Sie folgten damit der Empfehlung des IFC 
Managements, das dem Unternehmen ein
gutes Zeugnis ausstellte. In einem Brief 
an FIAN vom 7. Februar 2006 legte die IFC
dar, dass „Meilensteine in der Umsetzung“
der Zusagen von Newmont und Bestim-
mungen für ein unabhängiges Monitoring 
Bestandteil des Vertrags mit Newmont 
werden sollen. Wie diese aussehen wer-
den, wird jedoch hinter verschlossenen 
Türen zwischen der IFC und Newmont 
verhandelt. Dabei gibt es viele offene 
Fragen, die mit den Betroffenen und der
interessierten Öffentlichkeit zu diskutie-
ren sind: wer wird Land bekommen und 
wie viel? Welche Umweltauflagen gibt es,
um eine Verseuchung des Grundwassers 
zu verhindern? Wie kann ein unabhängi-
ges Monitoring sowohl für umweltrele-
vante als auch fürsoziale Fragen organi-
siert werden? Es scheint, dass hier Nägel
mit Köpfen gemacht werden, um zu ver-
hindern, dass die Menschen von Ahafo 
Ein-fluss auf die Ausgestaltung der Um-
welt- und Sozialpläne der Mine erhalten. 
Am 14. Februar 2006 teilte das Unterneh-
men mit, dass die Mine 30 Millionen Dol-
lar teurer wird als geplant – auch wegen 
zusätzlicher Investitionen im sozialen Be-
reich. 

Die Autorin betreut die Goldkampagne bei
FIAN-Deutschland.

Ute Hausmann

Deutschland sagt nein – fast allein
Weltbanktochter beschließt Kredit für Goldmine in Ghana 
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Termine in Österreich

15.-18. Juni 2006 in Graz
FIAN-Österreich wird auch heuer wieder beim ASF, Austrian
Social Forum, vertreten sein. Wir freuen uns auf Ihr Kom-
men!

10.-13. Mai 2006 in Wien
Alternativgipfel: EU-Lateinamerika
Offizieller Gipfel: Anlässlich der EU-Ratspräsidentschaft Öster-
reichs sind vom 11.-13. Mai 2006 Minister und Präsidenten
aller lateinamerikanischen Länder in Wien zu Gast. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen aus beiden Kontinen-
ten mobilisieren zum Gegengipfel. Auch FIAN wird in meh-
reren Workshops, Seminaren und im Tribunal vertreten sein.
Mit aktuellen Problemstellungen, wie Landreformen, der
menschenrechtlichen Situation in Guatemala, den Folgen
der Errichtung der Öl – Pipeline in Ecuador u. a. wird FIAN
sich beim Alternativgipfel einbringen.
Nähere Informationen im Sekretariat von FIAN-Österreich 
oder www.fian.at

28. März 2006, 19 Uhr in Wien
„They feed the world“ – Frauen ernähren die Welt,
Club alpha, 1010 Wien, Stubenbastei 12/14, mit Mag.a
Veronika Mayr und Mag.a Lisa Sterzinger, Moderation: 
Mag.a Theresa Philippi.
Anmeldung unter 01/5134800 oder
clubalpha@alphafrauen.org

nahe gelegt, in der juristischen Aus- und 
Weiterbildung der Einklagbarkeit von so-
zialen Grundrechten Rechnung zu tragen 
und sicherzustellen, dass der WSK-Pakt 
als Rechtsquelle im nationalen Rechts-
system Österreichs berücksichtigt wird.
Als dringendste Maßnahmen der Armuts-
bekämpfung empfehlen die ExpertInnen 
des Sozialausschusses, dass die Bundes-
regierung bei Kollektivverhandlungen si-
cherstellen soll, dass es keine Abschlüsse 
unter der Armutsschwelle gibt. Personen 
in prekären Arbeitsverhältnissen, von de-
nen vermehrt Frauen betroffen sind, 
sind durch gesetzliche Maßnahmen zu 
schützen.
Betreuungseinrichtungen für Kinder un-
ter drei Jahren und Qualifizierungspro-
gramme für Frauen sind dringend notwe-
nige Maßnahmen, die verhindern sollen, 
dass noch mehr Frauen in eine Situation 
verfestigter Armut abgleiten. Anreize zur 
Inanspruchnahme der Väterkarenz sol-
len geschaffen werden. Die Einführung 
einer Grundsicherung für Menschen mit 
unzureichendem Einkommen sollte die 
Regierung ebenfalls rasch auf ihre men-
schenrechtliche Agenda setzen.
Damit die Umsetzung der sozialen Grund-
rechte besser überwacht werden kann, 
bedarf es einer verbesserten Datenlage 
z. B. über die Auswirkungen der Pensions-
reform, die soziale Lage von Asylwerbe-
rInnen und MigrantInnen. 

UN-Sozialausschuss kritisiert Österreich
Dringende Maßnahmen zur Umsetzung wsk-Rechte angemahnt

Lisa Sterzinger

Gertrude Klaffenböck und Lisa Sterzinger von FIAN-Österreich bei den Vereinten Nationen in Genf

Unter der Federführung von FIAN und 
mit Unterstützung der Evangelischen 
Entwicklungszusammenarbeit brachten 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
erstmals einen Parallelbericht an den 
UN Sozialausschuss.
 
Bereits zum Menschenrechtstag 2005 
konnte FIAN die Empfehlungen des UN-
Sozialausschusses, der im November den 
Bericht der österreichischen Bundesre-
gierung und den von FIAN koordinierten 
Parallelbericht der Zivilgesellschaft ge-
prüft hatte, veröffentlichen.
Besonders besorgt zeigten sich die Ex-
pertInnen des hochrangigen Gremiums 
über den hohen Prozentsatz von über 13 
Prozent an der Armutsgrenze lebenden 
ÖsterreicherInnen, obwohl – wie gleich 
eingangs festgehalten wird – „es in 
Österreich keine signifikanten Faktoren 
oder Schwierigkeiten gibt, welche die 
effektive Umsetzung wirtschaftlicher 
und sozialer Menschenrechte erschwe-
ren oder verhindern würden“. Kritisiert 
wird weiters, dass AsylwerberInnen bei 
der Grundversorgung gegenüber öster-
reichischen Sozialhilfe-EmpfängerInnen 
diskriminiert werden.
Eingemahnt wird, dass die sozialen 
Grundrechte noch immer nicht in der Ver-
fassung verankert sind, ebenso wenig 
wie die Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen. Der Bundesregierung wird 

Insgesamt kommt der Sozialausschuss zum Schluss, dass Öster-
reich einen umfassenden Aktionsplan zur Bearbeitung der 
menschenrechtlichen Defizite braucht. Für eine nationale 
Menschenrechtsinstitution unter Einbindung der Zivilgesell-
schaft ist es hoch an der Zeit. Sie sollte sich bis zur Erar-
beitung des nächsten Berichts, der im Juni 2010 fällig ist,
schon bewähren.
Am 1. März werden die mitwirkenden Organisationen auch 
noch Gelegenheit haben, den Bericht und die Empfehlungen 
des Ausschusses bei einer Sonderveranstaltung im Parlament 
den Abgeordneten zu präsentieren. Auch der Menschen-
rechtsausschuss wird sich weiter mit dem Bericht und den 
Empfehlungen auseinandersetzen.

Die Autorin ist im Vorstand von FIAN-Österreich.

FIAN-Österreich
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Der südafrikanische Tag der Menschenrechte am 21. März erinnert an das 
Ende der völkerrechtswidrigen Apartheid vor fast zwölf Jahren. Doch die 
große Ungleichheit zwischen verarmter schwarzer Mehrheit und reicher 
weißer Minderheit ist längst nicht überwunden, wie die Ausstellung „Our 
Land… Our Life… Our Future“ in eindrücklichen Bildern zeigt. Sie wurde 
am Abend des 21. März 2006 in Anwesenheit zweier südafrikanischer 
LandlosenvertreterInnen sowie eines hochrangigen Vertreters der süd-
afrikanischen Botschaft in Köln eröffnet.

In fünf Jahren 30 Prozent des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens zugunsten 
der schwarzen Mehrheit umverteilen war das 1994 ausgesprochene Ziel der 
ersten demokratisch gewählten Regierung Südafrikas. Über die drei Kompo-
nenten des Landreformprogramms Landrückgabe, Umverteilung und Land-
pachtreform wurden bis heute jedoch nur knapp drei Prozent des Landes umver-
teilt; rund 60.000 weiße Farmer besitzen immer noch 80 Prozent der Böden.
Ein wesentliches Hindernis für eine erfolgreiche Landumverteilung liegt in 
der Fixierung auf eine rein marktorientierte Landreform, die nicht zuletzt 
auf den starken Einfluss der Weltbank zurückgeht. Die Politik des Laissez-
Faire – der Glaube, private Investoren und das Prinzip des „willing buyer –
willing seller“ würden zu wirtschaftlichen Wachstum und nachhaltiger
Armutsreduzierung führen – ist ein Misserfolg.
Ebenso wie die Strukturen der südafrikanischen Landwirtschaftsökonomie 
blieben auch die massiven Probleme ländlicher Armut und die Landlosigkeit 
größtenteils unangetastet. Nahezu die Hälfte (49,9 Prozent) der südafrika-
nischen Bevölkerung lebt unter der Armutsgrenze, 72 Prozent davon auf dem 
Land. Der „Native Land Act“ von 1913 und der „Native Trust and Land Act“ von 
1936 hatten die schwarze Bevölkerung in so genannte „Homelands“ zurück-

Olivier Hoffmann

Anzeige

Zwölf Jahre Landreform in Südafrika

drängt, die lediglich 13 Prozent der Gesamtfläche des Landes ausmachten. 
Die Auswirkungen sind bis heute deutlich zu spüren.
Die südafrikanische Regierung scheint entschlossen, die kommerziellen 
Agrarstrukturen und das daran anknüpfende Agrobusiness als einen der 
lukrativsten Exportsektoren Südafrikas zu schützen. So ist es ihr wichtig, 
landwirtschaftliche Großbetriebe zu erhalten, dagegen die für die meisten 
schwarzen ländlichen Gebiete typische Subsistenz-Landwirtschaft mit gerin-
gem Exportpotenzial nicht zu fördern. Doch der Protest der Landlosen und 
der verarmten Landbevölkerung nimmt zu. Mit der Kampagne „No Land!
No Vote!“ hatte die südafrikanische Landlosen-Organisation Landless People´s 
Movement (LPA) 2004 zu einem Wahlboykott aufgerufen. Zwei Jahre zuvor 
hatte es in Johannesburg den Marsch der Landlosen gegeben – mit 15.000 
TeilnehmerInnen die größte Demonstration gegen die Regierung seit 1994. 
Um eine Eskalation wie in Simbabwe zu vermeiden, wo im Jahr 2000 gewalt-
same Zwangsenteignungen an der Tagesordnung waren, zieht die südafrika-
nische Regierung jetzt in Erwägung unter bestimmten Umständen Land zu 
enteignen. Ob sie ihren Worten Taten folgen lassen wird, bleibt abzuwarten.
Den täglichen Überlebenskampf der südafrikanischen Landbevölkerung haben
drei südafrikanische Fotografen, Paul Grendon, Fanie Jason und Siphiwe Sibeko
eindrucksvoll eingefangen. Die vom Trust for Community Outreach and Edu-
cation (TCOE) initiierte Ausstellung unterstützt mit ihren Bildern den Kampf 
für Gerechtigkeit und Chancengleichheit in Südafrika. Die Wanderausstellung 
war bislang in 13 südafrikanischen Städten zu sehen und ist seit Herbst 2005 
in Deutschland. Vom 21.-31. März 2006 wird sie von der Kirchlichen Arbeits-
stelle Südliches Afrika (KASA) und FIAN in der Groß St. Martin Kirche in Köln 
ausgestellt.
Der Autor absolviert zur Zeit ein Praktikum bei FIAN-Deutschland.
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Die schwedischen KollegInnen richten 
Ende August 1985 die Jahreskonferenz 
aus – in Uppsala. Dort entschließt sich 
das Netzwerk nach den positiven Erfah-
rungen der letzten Jahre eine regelrechte 
Menschenrechtsorganisation zum Recht 
auf Nahrung zu gründen – 1986 in Hei-
delberg. Auch wenn das Netzwerk nun in 
der Organisation aufgeht, soll der Name 
FIAN beibehalten werden.
Als ich aus Schweden zurückkehre, habe ich
einen ersten Satzungsentwurf in der Ta-
sche und den Auftrag, das Internationale 
Sekretariat aufzubauen und die Gründung 
der Organisation vorzubereiten. Ich ent-
schließe mich, aus der Mathematik aus-
zusteigen und mich ganz auf die Men-
schenrechte zu konzentrieren. Geld gibt 
es noch keins. Ein Kellerraum unseres 
Reihenhauses in Wiesloch wird als Büro 
eingerichtet. Im Oktober 1986 gründet 
sich FIAN-Belgien, im November 1986 die 
deutsche Sektion in Herne, mit Gerhard 
Schwaab als Präsident. Weitere Sektionen 
werden folgen.

Am 6. Juni 1986 treffen sich 34 Menschen aus 14 Ländern 
von 5 Kontinenten in der Jugendburg Schloss Rotenberg, 
etwa 15 km südlich von Heidelberg, verabschieden am
8. Juni eine Satzung, wählen ein Exekutivkomitee mit dem 
Schweden Per-Ake Wahlström als Präsidenten und verabre-
den für November eine „Tour d’Europe“ mit Vertretern der 
brasilianischen Landlosen und der ecuadorianischen Tief-
land-Indianer – samt Presse-Event in Genf zur „Geburts-
anzeige“ der ersten internationalen WSK-Menschenrechts-
organisation.

Die Gründung von FIAN ist mehr als ein Datum. Sie hat einen 
jahrelangen Vorlauf. In den 80er Jahren werden Menschen-
rechte weitgehend mit der Arbeit von amnesty international 
(ai) identifiziert: Gewissensgefangene, Folter. Am 1. Novem-
ber 1982 treffen sich ai-Mitglieder aus dem Bundesgebiet und 
aus Österreich zu einem „Wochenend-Seminar Food First“. 
Seit etwa einem Jahr versuchen unsere zwei Initiativgruppen 
aus Neckargemünd und Heidelberg andere ai-Gruppen von der 
Notwendigkeit zu überzeugen, zum Menschenrecht auf Nah-
rung zu arbeiten – sei es bei ai oder außerhalb. ai-Sektionen 
werden Gruppe für Gruppe angeschrieben. Die Meinungen dar-
über, ob diese Arbeit bei amnesty verankert werden soll, sind 
geteilt. Im März 1983 sitze ich am Rande einer NRO-Konferenz 
in Genf mit HungeraktivistInnen aus Deutschland, Frankreich, 
Österreich und der Schweiz zusammen. Zur vorgeschlagenen 
Gründung einer Menschenrechtsorganisation fehlt vor allem 
Erfahrung mit dem Recht auf Nahrung – und natürlich Geld. 
Stattdessen wird ein Netzwerk von Personen gegründet, das 
Food First Information and Action Network – FIAN. Im Herbst 
1983 starte ich über das Netzwerk die ersten Eilaktionen. 
1984 startet die Kampagne „Für das Recht sich zu ernähren“ 
zur Nahrungsmittelhilfe.
Bei den UN und an den Menschenrechtsinstituten Norwegens 
(Asbjörn Eide) und der Niederlande (Katarina Tomasevski) 
beginnen erste Arbeiten zu WSK-Menschenrechten – mit dem 
Recht auf Nahrung als Pilotprojekt. Seit Ende 1983 besteht 
Kontakt zu unserem Netzwerk. Im Juni 1984 bin ich in Utrecht 
zur ersten internationalen Konferenz zum Recht auf Nahrung. 
Ein kontinuierlicher Dialog zwischen VölkerrechtlerInnen und 
Aktionsgruppen wird verabredet. Ich soll die Nachfolgearbeit 
der NGOs koordinieren. Dazu gibt es gleich im Juli (Netzwerk-
Jahreskonferenz in Straßburg) und im November bei der World 
Food Assembly in Rom Gelegenheit. Die große NRO-Konferenz 
in Rom dient zur Bestandsaufnahme zehn Jahre nach der 
FAO-Welternährungskonferenz 1974. Unser Netzwerk, zu dem 
inzwischen auch eine schwedische Abteilung gehört, bildet 
eine starke Lobby für das Recht auf Nahrung.
Die Franziskaner in Bonn bieten Ende 1984 an, durch eine An-
zeigenkampagne und eine Serie von gemeinsamen Seminaren 
das Netzwerk in Deutschland bekannter zu machen. Diese Semi-
nare werden in den nächsten Jahren zur Entstehung von FIAN-
Lokalgruppen beitragen. Pfarrer Harald Rohr vom Infozentrum 
des evangelischen Kirchenkreises Herne engagiert sich seit 
1985 zunehmend für FIAN und wird ein wichtiger Partner.

Rolf Künnemann

FIAN wird 20 Erinnerungen an die Gründung

20 Jahre FIAN...
...ist ein erfreuliches Jubiläum –
und heißt auch unsere neue Bro-
schüre. Als kleines Dankeschön für 
alle FIAN-Mitglieder und FoodFirst 
AbonnentInnen liegt sie diesem Heft
bei. Ihre Mitarbeit, Ihr Engagement 
und Ihre Spendenbereitschaft machen 
die unabhängige Arbeit für das Recht 
auf Nahrung erst möglich. Dafür unser 
ganz herzlicher Dank!

20 Jahre FIAN...
...müssen natürlich auch gefeiert wer-
den. Dies tun wir im Rahmen unserer 
Jahresversammlung, die vom 9.-11. Ju-
ni 2006 in Frankfurt stattfinden wird. 
Sie sind herzlich dazu eingeladen! Das 
Programm finden Sie in der Heftmitte.

20 Jahre FIAN...
...sind ein beachtlicher Schritt auf
dem Weg, das Menschenrecht auf Nah-
rung zu stärken und FIAN bekannter zu
machen. Machen Sie mit! Informieren 
Sie andere über FIANs Arbeit zum Recht 
auf Nahrung, beteiligen Sie sich an Eil-
aktionen, engagieren Sie sich in der
FIAN-Gruppenarbeit oder werben Sie
neue Mitglieder oder Förderer. Denn auch
in den nächsten 20 Jahren warten noch 
viele Aufgaben auf uns. Dazu brauchen 
wir die tatkräftige Unterstützung vieler 
Menschen, die daran glauben, dass Ver-
änderung möglich ist. 

20 Jahre FIAN...
...liegt Ihrem FoodFirst nicht bei? 
Kein Problem. Beilagen fallen schon 
mal heraus und vielleicht liest sie ja
gerade ganz interessiert jemand bei
der Post. Kostenlose Exemplare auch
zum Weitergeben erhalten Sie im Sekre-
tariat von FIAN-Deutschland,
Tel. 0221-7020072, info@fian.de.

Das erste Sekretariat von FIAN-International
im Wieslocher Keller.
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Auf der Jahresversammlung 2005 wurde die weitere Schwerpunktset-
zung von FIAN diskutiert, auf der JV 2006 soll entschieden werden.
Die Autorin tritt in diesem Debattenbeitrag dafür ein, da Ziele der
Einklagbarkeit des Rechts auf Nahrung in den Mittelpunkt zu stellen.

„Wussten Sie... dass Sie die Erfüllung des Menschenrechts auf Nahrung nicht 
international einklagen können?“ Diesen kurzen Satz  aus der FIAN-Visiten-
karte möchte ich mit diesem Beitrag in den Mittelpunkt stellen. 
20 Jahre alt und bekannt geworden ist FIAN mit der Fallarbeit und den Kam-
pagnen zu Themen wie Blumen, Gold, Agrarreform und Wasser. In dieser Zeit 
hat FIAN im Rahmen seiner Arbeit viele Rechtsmittel kennen gelernt, an der 
Entwicklung mitgearbeitet und ist oft an die Grenze von nicht einklagbaren 
Verpflichtungen gestoßen. FIAN hat unter anderem

-    bei der Erstellung des Verhaltenskodexes in der Blumenindustrie mit-
gewirkt

-    die FAO-Leitlinien zum Recht auf Nahrung mit erarbeitet.
-    gegen die Goldgewinnung einen Prozess bis zum Europäischen Gerichts-

hof begleitet
-    Landlose bei der Durchsetzung ihrer Landrechte unterstützt

Für FIAN ist es nur konsequent, wenn wir nicht ein weiteres Kampagnen-The-
ma wählen, sondern die Erschließung von Rechtswegen zur Umsetzung des 
Rechts auf Nahrung zum Schwerpunkt unserer Arbeit machen.
Mit all unseren Themen kreisen wir um unseren Mittelpunkt, den Gedanken 
des Rechts „sich zu ernähren“. Die Zahl der Hungernden, der in absoluter 
Armut lebenden Menschen ist bekannt und auch die Milleniumsentwick-
lungsziele werden an diesem traurigen Zustand kaum etwas verändern.
Das Menschenrecht auf Nahrung ist in unserem weltweit entwickelten Rechts-
system aber bis heute nicht einklagbar. Konsequenterweise ergibt sich für 
FIAN daraus die Aufgabe der Stärkung der Rechtsmittel. FIAN-Themen sollten 
unter dem Gedanken der Einklagbarkeit, der Ermittlung von Verantwort-
lichen, der Lücken im Rechtssystem und den rechtlichen Möglichkeiten zur 
Durchsetzung des Rechts auf Nahrung aufbereitet werden.
Bei dieser Schwerpunktsetzung geht es nicht darum, dass jedes FIAN-Mitglied 
nun eine juristische Ausbildung macht.  Alle bisher entwickelten FIAN-Mittel, 
um politischen Druck zu erzeugen, sind weiterhin erforderlich und können 
zum Beispiel um das Mittel der Prozessbegleitung ergänzt werden. Gerichts-
instanzen sprechen nicht automatisch Recht, sie stehen häufig unter Druck. 
Manchmal können sie nicht Recht sprechen, weil Gesetze fehlen. Manch-
mal wollen sie gar nicht im Sinne der Menschenrechte Recht sprechen. 
Manchmal haben sie im Sinne der Menschenrechte Recht gesprochen, aber 
das Urteil wird nicht umgesetzt und die Menschen werden weiterhin in ihrem 
Recht auf Nahrung verletzt.
Die Öffentlichkeitsarbeit stellt hiermit den Rechtsgedanken in den Mittel-
punkt und bringt so die FIAN-Arbeit deutlicher auf den Punkt, um den not-
wendigen Druck in der Öffentlichkeit aufzubauen. Die Öffentlichkeitsarbeit ist 
somit eine gleichberechtigte Säule der gesamten FIAN-Aktivitäten.
Die Vision von FIAN heißt dann die Umsetzung des nationalen und inter-
nationalen Rechtsschutzes für das Recht „sich zu ernähren“.

Die Autorin ist ehemalige Vorsitzende von FIAN-Deutschland.

Petra Sauerland

Standpunkt:
Der Mittelpunkt von FIAN

Roman Herre

Internationale Land-Konferenz in Den Haag:
Die Agrarreform weiter im Aufwind?

Vom 9.-14. 1. 2006 trafen sich über 300 Vertreter von Basisbewegungen, 
NRO, Wissenschaft und multilateralen Organisationen im Institute for 
Social Studies (ISS) in Den Haag (NL) um sich zur Stellung der Land-
frage in der Entwicklungspolitik und ihre möglichen Aufgaben auszu-
tauschen. Die Konferenz unter dem Titel „Land, Armut, soziale Gerech-
tigkeit und ländliche Entwicklung“ wurde von FIAN mitorganisiert.

Trotz der unterschiedlichen Ansätze der TeilnehmerInnen wurde der Zugang
zu Land als herausragendes Kriterium zur Reduzierung des Hungers und 
der Armut im ländlichen Raum anerkannt. Die Agrarreform als Instru-
ment zu dessen Umsetzung und damit zur Verwirklichung der Millen-
nium Development Goals war unbestritten.
Als eine Schwäche vergangener Agrarreformen wurde die unzureichende 
Kooperation der verschiedenen gesellschaftlichen Kräfte identifiziert.
Dies führte oft zu einer Isolation der KleinbäuerInnen und Landlosen in 
ihrer Konfrontation mit den ländlichen Eliten. Der Erfolg einer Agrar-
reform ist damit abhängig vom Gelingen, die städtische Bevölkerung, 
wissenschaftliche Kreise und die internationale Gesellschaft in die Ausein-
andersetzung zu integrieren.
So muss nach Meinung der TeilnehmerInnen die Thematik denn auch als ei-
ne gesamtgesellschaftliche Fragestellung verstanden werden, in der Fragen 
der Ernährungssouveränität, sozialer Integration und kultureller Identität 
eine Rolle spielen. Dabei darf das Land selbst nicht einfach als veräußer-
bare Ware, sondern vielmehr in seinem sozialen und kulturellen Kontext 
begriffen werden. Dies widerspricht allerdings zutiefst dem Ansatz der Welt-
bank einer marktgestützten Landreform. Sie beleuchtete in Den Haag ihre 
bis dato erzielten Resultate zwar kritisch, ob dies in der Praxis eine Abkehr 
von ihrer gescheiterten Politik bedeutet, bleibt zu bezweifeln. 
Ein wichtiges Ergebnis der Tagung in Den Haag war unter anderem die 
Erklärung des ISS, künftig als Kommunikationsplattform zur Landfrage 
zu fungieren. Zudem soll eine Land Research Group eingerichtet und eine 
Publikationsserie zur Landfrage eröffnet werden. 
Die wieder wachsende Bedeutung der Agrarreform in der internationalen 
Entwicklungspolitik zeigt sich auch in der Neuauflage der International 
Conference on Agrarian Reform and Rural Development (ICARRD) der FAO im 
März in Porto Alegre. Die Hoffnung scheint somit nicht ganz unbegründet, 
dass die Agrarreform als Instrument zur ländlichen Entwicklung und zur 
Umsetzung des Rechts auf Nahrung wieder systematischer in die interna-
tionale Entwicklungspolitik integriert wird.
Der Autor ist Mitglied der Bielefelder FIAN-Gruppe und des Arbeitskreises Agrar.

© TCOE
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Mit Men-
schenrechten 
gegen den 
Hunger
farbig gestalte-
tes, allgemein
zu verwenden-
des FIAN-Pla-
kat mit Platz 
für Vermerke, 
Format DIN A 3, 

Neuauflage 2006, Bestell-Nr. i04

Mit Menschenrechten
gegen den Hunger
allgemeiner FIAN-Flyer mit
einer kurzen Einführung ins
Thema Recht auf Nahrung
und Vorstellung der Arbeit 
FIANs;
DIN lang, 6 Seiten, Neuauf-

lage 2006, Bestell-Nr. a02

Wirtschaft global –
Hunger egal? Für das Men-
schenrecht auf Nahrung
Faltblatt über die heutigen 
Ursachen des Hungers und 
den Zusammenhang von Glo-
balisierung, Handelspolitik 
und Privatwirtschaft mit dem 

Hunger in der Welt. Herausgegeben von
FIAN zusammen mit dem Attac Agrarnetz;
DIN lang, 8 Seiten, 2006, Bestell-Nr. f10, 
Stck. 0,05 

Bergwerk Peru –
Reichtum geht,
Armut bleibt
Dokumentation; Peru 
steht exemplarisch für
zahlreiche verschulde-
te Länder des Südens, 
deren wirtschaftliches 

Überleben vom Export ihrer Bodenschätze 
abhängt. Die Broschüre zeigt, welche Be-
deutung der Bergbau in Peru hat, welche 
aktuellen Entwicklungen und Auswirkungen 
zu beobachten sind und welche Forderun-
gen von verschiedener Seite an ihn gestellt 
werden. Hg.: Infostelle Peru, im Rahmen der 
Kampagne Bergwerk Peru, FIAN zusammen 
mit Infostelle Peru, Kolping Int., Misereor;
Format DIN A 4, 36 Seiten, 2004, Bestell-
Nr. e09, 2,– 

FIAN-Deutschland e. V.
Düppelstraße 9-11
50679 Köln

hat mich als Mitglied geworben!
Bitte schicken Sie ihm/ihr folgendes Poster zu:

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Tel.

Bitte
ausreichend 
frankieren!



63 cm x 43 cm,
schwarz-weiss

63 cm x 43 cm,
farbig

Neue Publikationen

Aus Protest gegen das moderne Pira-
tentum der Shrimpsindustrie lädt die
FIAN-Gruppe Hamburg vom 7. bis 16. Juli 
2006 in der Ostsee zur Sommer-Segeltour 
gegen Proteinpiraten ein. Auf dem Logger 
„Lovis“ können sich verschiedene Inte-
ressierte und Engagierte kennen lernen 
sowie mehr über die fatalen Folgen der 
Shrimpsindustrie und Fabrikfischerei und
den weltweiten Widerstand dagegen er-
fahren. In den angelaufenen Häfen sind 
Aktionen mit Theater, Freiluftkino und 
Infoständen geplant. 
Die Tour wird von der FIAN- Arbeitsgruppe 
Shrimps in Kooperation mit Deepwave e. V. 
und dem Trägerverein der Lovis organi-
siert. Segelkenntnisse sind nicht erfor-
derlich, Kosten ca. 250,– Euro pro Per-
son.

Kontakt + Infos:
Nathalie Berghahn
Tel. 040/6774984
E-Mail: nberghahn@web.de
Martina Möller
Tel. 040/67590677
E-Mail: varas@unibremen.de

www.fian.de
www.deepwave.org
www.lovis.de

Im Rahmen einer internationalen Konferenz im Jahr 2004 in 
Nürnberg hat die Mülheimer Oberbürgermeisterin die Europä-
ische Charta unterzeichnet. Die Erklärung wurde von einem 
kommunalen Netzwerk erstellt, das die Charta im Jahr 2000 in 
Saint Denis verabschiedet hat. Inzwischen haben 235 Städte 
aus 21 europäischen Ländern diese Charta unterschrieben. 
Die Städte erklären damit, dass sie die Menschenrechte zu 
einer Leitlinie ihrer Politik machen. Die Charta basiert auf 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Sie fasst die 
Grundrechte der Bewohner und Bewohnerinnern der Städte 
zusammen. Einen Schwerpunkt bilden die sozialen Men-
schenrechte. Am Menschenrechtstag im Jahr 2005 hat ein 
Vorbereitungskreis, in dem die Mülheimer FIAN-Gruppe aktiv 
mitarbeitet, einen Aktionstag mit mehr als 100 Teilnehmern 
zur Umsetzung der Charta organisiert. Sieben Personengrup-
pen, darunter Flüchtlinge und Einwanderer, Arbeitslose sowie 
Menschen in sozialen Notlagen haben mit der Erarbeitung 
einer ersten Bestandsaufnahme begonnen. In einer Podiums-
diskussion betonte die Oberbürgermeisterin die Bedeutung 
der Charta für die Stadt. Das Ziel ist bis Mitte 2006 eine 
Bestandsaufnahme zu erstellen. Zur Zeit sind viele Verbän-
de und Menschenrechtsgruppen in die Arbeit eingebunden.
Aus der Bestandsaufnahme soll in diesem Jahr eine Vision für 
Mülheim und ein Aktionsplan entwickelt werden.
Weitere Informationen:
Generell: www.menschenrechte.nuernberg.de
Lokal: u.sauerland@t-online.de

Ulrich Sauerland

Umsetzung der Europäischen ChartaSommer-Segeltour gegen 
Proteinpiraten
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 Ihre Arbeit überzeugt mich – ich werde Mitglied! Mein Monatsbeitrag soll sich belaufen auf

    4   5   10  

 Ich möchte Ihre Arbeit in Zukunft gerne monatlich mit                    unterstützen.

 Ich möchte das FoodFirst abonnieren als  Standardabo 15    Förderabo 30  (Ausland zzgl. 10 )

Name

Vorname

Straße

PLZ, Ort

E-Mail Tel.

Ort, Datum Unterschrift

Außerdem ermächtige ich FIAN-Deutschland widerruflich, den Beitrag von meinem Konto einzuziehen.

 monatlich  vierteljährlich  jährlich

Konto-Nr. BLZ

Kreditinstitut Datum/Unterschrift

Postvertriebsstück K 13171
Entgelt bezahlt
Deutsche Post AG

FIAN-Deutschland e. V.
Düppelstraße 9-11
50679 Köln

ISSN 1611-5880

Ankündigungen

FIAN-Jahresversammlung 2006
9.-11. Juni 2006 in Frankfurt
Einzelheiten über Seminarangebot, Ablauf und Anmeldung 
entnehmen Sie bitte dem Flyer in der Heftmitte.

Symposium zum Recht auf Nahrung aus Anlass
des 20. Geburtstags von FIAN
13. September 2006 in Heidelberg

Nahrung – ein einklagbares Menschenrecht
FIAN-Seminar
20.-22. Oktober 2006 in Köln
Das Seminar informiert über aktuelle Entwicklungen des
internationalen Schutzes des Rechts auf Nahrung sowie
seiner Einklagbarkeit auf nationaler Ebene. Gemeinsam 
werden anhand von Einzelfällen Strategien entwickelt,
wie die Einklagbarkeit weiter gefördert werden kann. 
Teilnahmebeitrag 60/30,– 
(inkl. Verpflegung/Übernachtung)
Anmeldungen bei u.hausmann@fian.de



Ist Ihre Anschrift noch aktuell?
Teilen Sie uns Änderungen
bitte rechtzeitig mit!

Unser Spendenkonto:
FIAN-Deutschland e. V.
GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum
Konto 4000 4444 00
BLZ 430 609 67

Für Österreich:
FIAN-Österreich
Laudongasse 40
1080 Wien
Tel. 01-4055515
Fax 01-4055519
www.fian.at

Spendenkonto:
PSK Bank
Konto 76 19 580
BLZ 60 00

Mitglieder werben
Mitglieder!

Wer könnte besser dafür werben, bei 
FIAN Mitglied zu werden, als unsere 
Mitglieder selbst?

Für jedes neu geworbene Mitglied 
gibt es ein Poster als Dankeschön, 
nutzen Sie die Karte auf der Heft-
rückseite!

63 cm x 43 cm,
schwarz-weiss

63 cm x 43 cm,
farbig


